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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Wiedervereinigungspolitik nach der Genfer 
Außenministerkonferenz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Ohne die Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit ist eine dau- 
ernde Friedensordnung nicht möglich. Es ist daher die vordring- 
lichste Aufgabe der für die rechte Ordnung und den Frieden 
verantwortlichen Mächte, die Teilung Deutschlands zu überwinden. 
Unter den gegebenen Voraussetzungen kann dies nur geschehen, 
wenn Ost und West darauf verzichten, ein wiedervereinigtes 
Deutschland so in ihr militärisch-politisches System einzubeziehen, 
daß es die andere Seite als Bedrohung empfindet. 

Die Sicherheit Deutschlands und seiner Nachbarn kann in einer für 
alle annehmbaren Weise nur aus einem Vertragswerk hervorgehen, 
durch das jeder Partner bei Angriffen von irgendwelcher Seite auf 
die Hilfe aller anderen rechnen kann und in dem jedem die dafür 
notwendigen Rechte und Pflichten zugeteilt werden. 

Der unbefriedigende Ausgang der Genfer Konferenz verpflichtet 
Bundestag und Bundesregierung zu neuen Anstrengungen, in all- 
seitigen Verhandlungen Mißtrauen zu überwinden und Vertrauen 
zu schaffen, um so die vier Mächte zur Lösung der untrennbar 
miteinander verbundenen Probleme der europäischen Sicherheit und 
der Wiedervereinigung Deutschlands zu bewegen. 

Das deutsche Volk wünscht gute Nachbarschaft nach allen Seiten. 
Dies setzt voraus, daß von keiner Seite der Versuch gemacht wird, 
sein Recht einzuschränken, Inhalt und Formen seiner staatlichen 
und gesellschaftlichen Ordnung in freier Entscheidung selbst zu 
bestimmen. 

Das Regime, das die Machthaber der sowjetisch besetzten Zone dem 
wiedervereinigten Deutschland aufzuzwingen versuchen, verleugnet 
die elementarsten demokratischen Freiheitsrechte eines Volkes. Es 
wird nie die Zustimmung des deutschen Volkes finden. Dieser 
Versudi ist darum kein Beitrag zu einer gesellschaftlichen und politi- 
sdien Neuordnung Deutsdilands und von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Die Bundesregierung hat die Pflicht, alles zu tun, was 
zur Erleiditerung der psychologischen und materiellen Lage der 
Deutschen in der sowjetisch besetzten Zone beitragen kann. 
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